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Das neue Gemeindegesetz

1.
Einleitung

Das bisherige Gemeindegesetz stammt aus dem Jahr 1962 und war somit rund 40 Jahre für die Gemeinden massgebend. Es regelt sehr detailliert die Organisation der Einwohner-, der Bürger-, der Kirch- und der Korporationsgemeinden, den Finanzhaushalt der Gemeinden und die staatliche Aufsicht. Den Gemeinden bleibt unter dem geltenden Recht wenig Gestaltungsfreiraum für eigene, massgeschneiderte Lösungen. Dies ist auf den bisher vergleichsweise zentralistischen Staatsaufbau des Kantons Luzern und auf ein Führungssystem zurückzuführen, das auf die Möglichkeiten der kleinsten Gemeinden ausgerichtet ist.

Obwohl sich das Gemeindegesetz während längerer Zeit bewährt hat, ist es nun total revidiert worden. Ein Auslöser für die Revision des Gemeindegesetzes war das Projekt Gemeindereform 2000+.

2. Gemeindereform 2000+

Da die finanziellen Mittel des Kantons nicht mehr ausreichen, um alle staatlichen Leistungen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang zu erbringen, haben Regierung und Parlament im Frühling 1997 das Projekt Luzern ‘99 gestartet. Luzern ‘99 umfasst die Verwaltungs- und Behördenreform, die Privatisierung und Teilprivatisierung sowie die Gemeindereform, insgesamt 26 Projekte. Vielleicht das wichtigste, sicher aber das grösste Projekt von Luzern ‘99 ist die Gemeindereform, die bis ins Jahr 2008 angelegt ist. Die Stellung der Gemeinde sowie die Zusammenarbeit Kanton – Gemeinden werden in der Gemeindereform grundsätzlich überdacht und neu geregelt. 

2.1. Ziele

Das Projekt der Gemeindereform hat zum Ziel, den Kanton und die Gemeinden attraktiv und wettbewerbsfähig zu erhalten. Daher zielen die konkreten Arbeiten des Projekts darauf hin, 

· Gemeinden zu stärken,

· Strukturen für die Zukunft zu schaffen,

· öffentliche Hand zu entlasten,

· grösseren politischen und finanziellen Handlungsspielraum zu schaffen.

2.2.
Handlungskonzept

Die laufende Reform beinhaltet ein Handlungskonzept mit folgenden drei Bereichen:

· die Aufgabenreform

· die Finanzreform

· die Strukturreform

Mit der Aufgabenreform soll die Aufgabenzuteilung zwischen Kanton und Gemeinden neu geregelt werden. 

Im Bereich der Finanzreform wurde das System des Finanzausgleichs total revidiert. 

Mit der Strukturreform werden Zusammenarbeits- und Vereinigungsprojekte der Gemeinden unterstützt und koordiniert.

2.3.
Neues Führungssystem

Im Zusammenhang mit der Gemeindereform 2000+ musste auch das bisherige Führungs-system des Kantons überprüft und angepasst werden.

Das neue Führungs- und Steuerungsmodell sieht eine verstärkte Dezentralisierung in der Staatsorganisation vor. Dies setzt einerseits eine Stärkung der Gemeinden voraus, indem die Autonomie und damit verbunden die Verantwortung der Gemeinden erhöht werden. 

Die Gemeinden sind für die Erfüllung der ihnen zugeteilten Aufgaben abschliessend zuständig und verantwortlich. Jede Gemeinde führt ein Controlling-System. Andererseits hat der Kanton die Aufsicht über die Gemeinden zu lockern. Er soll diese unter Respektierung des Gestaltungsfreiraums der Gemeinden ausüben. Er trägt zwar die Gesamtverantwortung, beschränkt sich aber bei der Aufsicht auf die Überprüfung der demokratischen, rechtsstaatlichen, verwaltungstechnischen und finanziellen Mindestanforderungen. 

2.4.
Gemeindereform 2000+ und die Teilprojekte

Am 1. Januar 2002 traten die neuen Bestimmungen der Staatsverfassung des Kantons Luzern zur Stellung und Funktion der Gemeinden sowie zur Zusammenarbeit zwischen Kanton und Gemeinden in Kraft (§§ 87 – 89). Sie beinhalten die unbestrittenen Grundsätze der Gemeindereform und eine Neuordnung des Verhältnisses von Kanton und Gemeinden. Haupt​ziel ist die Stärkung der Gemeinden. 

Als wichtiges Projekt der Finanzreform trat am 1. Januar 2003 das Gesetz über den Finanzausgleich (SRL Nr. 610) in Kraft. 

Im Rahmen der Gemeindereform wurde auch als zentrale Aufgabe das Gemeindegesetz total revidiert, weil das geltende Gemeindegesetz mit den Zielsetzungen der Gemeindereform 2000+ und den Grundregeln zur Rechtsstellung der Gemeinden in der Staatsverfassung nicht mehr im Einklang steht.

Im Rahmen der Aufgabenreform und der neuen Aufgabenzuteilung zwischen Kanton und Gemeinden laufen Projekte zu den Themen Soziales, Kultur, Umwelt, Natur und Landschaft sowie Raumplanung, Bau und Verkehr. 

Fünf Fusionen von Gemeinden wurden schon beschlossen und weitere sind geplant. 

3.
Grundsätze des neuen Gemeindegesetzes 

3.1. Mehr Handlungsspielraum für die Gemeinden

Mit dem neuen Führungs- und Steuerungsmodell, das im Rahmen der Gemeindereform 2000+ entwickelt wurde, soll die Dezentralisierung der Staatsorganisation verstärkt werden. Das neue Gemeindegesetz beschränkt sich daher auf die Regelung der Grundzüge der Organisation, der Zusammenarbeit, des Finanzhaushalts sowie der kantonalen Aufsicht (§ 1 Gemeindegesetz vom 4. Mai 2004, SRL Nr. 150, GG). Das Gemeindegesetz soll ein Rahmengesetz sein. Dadurch erhalten die Gemeinden mehr Handlungs- und Gestaltungsspielraum. Diesen Spielraum haben die Gemeinden auch auszufüllen. Daher hat jede Gemeinde inskünftig die wichtigsten Grundsätze der Organisation und der Führung in einer eigenen Gemeindeordnung festzulegen und ein eigenes Controlling-System aufzubauen (§§ 5 und 6; § 110 GG). Da die Gemeinde für ihre Organisation selbst verantwortlich ist, wird die Gemeindeordnung durch den Kanton nicht mehr genehmigt und somit auch nicht vorgeprüft.

3.2. Wirksame Mitbestimmung der Stimmberechtigten

Die Stimmberechtigten sind das oberste Organ der Gemeinde. Sie sollen daher früher in den politischen Führungskreislauf einbezogen werden. Sie können sich an der politischen Planung beteiligen, indem ihnen der Gemeinderat das Jahresprogramm, den Finanz- und Aufgabenplan sowie allfällige Planungsberichte und Leitbilder zur Kenntnisnahme vorlegt (§ 9 Abs. 1 GG). Nebst den Befugnissen bei Wahlen und Sachgeschäften (§ 10 GG) stehen den 

Stimmberechtigten auch Kontroll- und Steuerungsrechte zu, indem sie die Jahresrechnung genehmigen, Berichte des Rechnungsprüfungsorgans und der allfälligen Controlling-Kommission sowie den Jahresbericht des Gemeinderates zu Kenntnis nehmen und eine Planung oder deren Änderung anregen können (§ 11 GG). 

3.3. Kontroll- und Steuerungsinstanzen 

Die Gemeinden haben bei der Ausgestaltung der Kontroll- und Steuerungsinstanzen den Grundsatzentscheid zu fällen, ob sie nebst dem Rechnungsprüfungsorgan eine Controlling-Kommission einsetzen wollen. Gemeinden, welche die Grundsätze der WOV ganz oder teilweise anwenden, sind verpflichtet, eine Controlling-Kommission zu wählen (vgl. §§ 23 ff. GG).

a. Rechnungsprüfungsorgan (§§ 23 – 25 GG)

Gemäss Gemeindegesetz hat jede Gemeinde ein Rechnungsprüfungsorgan einzusetzen. 

Die Stimmberechtigten können dabei zwischen drei Varianten wählen. Sie können als Rechnungsprüfungsorgan:

· eine Rechnungskommission wählen,

· ein selbstständiges und unabhängiges Fachorgan der Verwaltung

· oder eine externe Revisionsstelle bestimmen.

Wie bisher kann die Rechnungskommission einzelne Prüfungsaufgaben an Ausschüsse oder an Dritte übertragen. Neu sind nicht nur Teilbereiche übertragbar, sondern es ist möglich, für die ganze Rechnungsprüfung eine externe Revisionsstelle zu bestimmen. 

- Gemeinden mit Controlling-Kommission

Das Rechnungsprüfungsorgan prüft in jeder Gemeinde die Richtigkeit und Vollständigkeit der Rechnung und der Rechnungsablage über Sonder- und Zusatzkredite. 

- Gemeinden ohne Controlling-Kommission

Falls die Gemeinde keine Controlling-Kommission einsetzt, muss die Rechnungskommission ausserhalb ihres Kernbereichs der Rechnungsprüfung weitere Aufgaben erfüllen (§ 28 GG):

· Bericht zum Voranschlag und zum Finanz- und Aufgabenplan sowie Empfehlung an die Stimmberechtigten über die Genehmigung des Voranschlags

· Kontrolle der Geschäftstätigkeit des Gemeinderates. Der Gemeinderat erstellt jährlich ein Jahresprogramm und einen Jahresbericht über seine Geschäftstätigkeit (§ 20 Abs. 1 GG). Aufgrund allgemeiner Auslegungsregeln hat die Kontrolle der Geschäftstätigkeit des Gemeinderates anhand des Jahresprogramms und des Jahresberichts zu erfolgen, indem der Inhalt dieser beiden Instrumente miteinander verglichen wird. 

Diese Aufgaben können nur von einer Rechnungskommission ausgeübt werden. Sie können weder einem selbständigen und unabhängigen Fachorgan der Verwaltung noch einer externen Revisionsstelle übertragen werden (§ 28 Abs. 2 GG). 

b.
Controlling-Kommission (§§ 26, 27 GG)

Die Stimmberechtigten können eine Controlling-Kommission für die Begleitung des politischen Führungskreislaufes von der Planung bis zur Steuerung einsetzen. Die Einführung der Controlling-Kommission ist somit mit Ausnahme von WOV-Gemeinden freiwillig. 

Eine Controlling-Kommission hat bei der Begleitung des politischen Führungskreislaufes folgende Aufgaben:

· Begleitung der politischen Planung (insbesondere Bericht zum Voranschlag und zum Finanz- und Aufgabenplan sowie Empfehlung an die Stimmberechtigten über die Genehmigung des Voranschlags)

· Vorberatung der Rechtsetzung und der Finanzgeschäfte 

· Unterstützung der Stimmberechtigten bei der Kontrolle der Geschäftstätigkeit des Gemeinderates (anhand des Jahresprogramms und des Jahresberichts) und der Steuerung der Gemeinde 

3.4.
Neue Verwaltungsführung

a. Ausgangslage

Die Aufgaben der öffentlichen Hand sind in den vergangenen Jahren vielfältiger und komplexer geworden. Die Bewältigung dieser Aufgaben wurde zunehmend als ein Erbringen von Dienstleistungen betrachtet. Ideen und Zielsetzungen für ein neues Modell der Verwal-

tungsführung wurden entwickelt und zunächst in der Privatwirtschaft, anschliessend auch im öffentlichen Sektor angewandt. Die Zielsetzungen der neuen Verwaltungsführung sehen im Wesentlichen wie folgt aus:

· Führen mit Zielen: Es werden Zielsetzungen über Leistungen definiert. Der Staat verzichtet auf die Steuerung über einzelne Kostenpositionen. An ihre Stelle treten Zielvorgabe und Wirkungskontrolle. Es stellen sich dabei die Fragen, welche Leistungen, mit welcher Qualität und zu welchem Preis zu erbringen sind.


(Verbindung der Leistung mit Kosten und Indikatoren

· Kunden- und Leistungsorientierung: Staatliches Handeln wird nach der Kunden- bzw. Bürgerzufriedenheit beurteilt. Alle Aktivitäten des Staates müssen grundsätzlich zu Leis- tungen führen, die der Kundschaft etwas nützen und für die eine Nachfrage besteht. 


(Leistungsaufträge

· Unternehmertum in der Verwaltung: Die Angestellten in der Verwaltung sollen mehr Freiheiten erhalten. Sie sollen im Rahmen des abgesteckten Leistungsauftrags frei sein, wie sie das Ziel mit den bewilligten finanziellen Mitteln erreichen.


(Globalbudgets

b.
Wirkungen der neuen Verwaltungsführung

Für Gemeinderat:

· Vergleichbarkeit mit andern Gemeinden: Die einzelnen Leistungen können anhand des Leistungsauftrags mit andern Gemeinden verglichen werden. Der Gemeinderat verfügt so über ein Führungsinstrument. In diesem Zusammenhang steht auch die Kostenrechnung.

Für Verwaltung:

· Bedürfnisgerechte Leistungen, kosteneffizientes und wirtschaftliches Handeln: Es wird vom Grundsatz ausgegangen, dass alle Aktivitäten des Staates zu Leistungen führen müssen, die der Kundschaft etwas nützen und für die eine Nachfrage besteht. Bedürfnisgerechte Leistungen führen zu mehr Kosteneffizienz und Wirtschaftlichkeit im Handeln der Verwaltung. 

· Mehr Freiraum und Selbständigkeit, aber auch mehr Verantwortung: Die Leistungsaufträge können mit einem Globalbudget verbunden werden. Die Verwaltung ist innerhalb der Globalbudgets frei, auf welchem Weg sie die im Leistungsauftrag umschriebenen Leistungen erbringen will.

Für Rechnungsprüfungsorgan/BürgerIn:

· Zusatzinformation für Beurteilung der Qualität, Menge und des Produktpreises und deren Entwicklung: In den Leistungsaufträgen werden die Leistungen mit Kosten und Indikatoren verbunden. Es sind diejenigen Leistungen zu erbringen, wie sie in Qualität und Preis in den Leistungsaufträgen umschrieben sind. Die Indikatoren und die Vergleiche mit andern Jahren geben guten Aufschluss über die Entwicklung der Leistung.

· Verbesserte Entscheidungs-, Steuerungs- und Kontrollinstrumente: Aufgrund der Zusatz-information kann eine Leistung besser beurteilt und notwendige Korrekturen oder Ergänzungen können vorgenommen werden.

· Verbesserte Transparenz: Es ist klar ersichtlich, welche Leistungen zu welchem Preis erbracht werden und wie die Entwicklung verläuft.

c.
WOV

Im Kanton Luzern sind bereits einige Gemeinden dazu übergegangen, Teile ihrer Verwaltung nach WOV zu führen. Für die Einführung von WOV und für die damit verbundene Abweichung von finanzhaushaltsrechtlichen Bestimmungen war bisher eine Ausnahmebewilligung des Regierungsrates notwendig. Das Gemeindegesetz schafft die gesetzliche Grund​lage für die Einführung der wirkungsorientierten Verwaltungsführung auf Gemeindeebene. Die Gemeindeführung nach den Grundsätzen von WOV ist im neuen Gemeindegesetz als ein mögliches Führungsmodell für Gemeinden vorgesehen (§ 7 GG).

Mit der Einführung von WOV ist ein grundlegender Systemwechsel verbunden. Die Stimmberechtigten werden nicht mehr über die Notwendigkeit einzelner Voranschlagsposten, sondern über Globalbudgets beschliessen. Daher liegt der Beschluss über die Einführung der WOV im Kompetenzbereich der Stimmberechtigten beziehungsweise beim Gemeindeparlament (§ 7 Abs. 1; §§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 GG).

Bei der Ausgestaltung der WOV ist die Gemeinde nicht völlig frei. WOV ist in den Gemeinden sinngemäss nach den Grundsätzen des Kantons zu handhaben. Der Kanton wird im Handbuch zum neuen Finanzhaushaltrecht den Gemeinden Hilfestellungen für die Einführung von WOV für Gemeinden mit und ohne Gemeindeparlament geben.

4. Übergangsbestimmungen

Das Gemeindegesetz vom 4. Mai 2004 tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Jede Gemeinde hat aufgrund des neuen Gesetzes eine Gemeindeordnung zu erlassen, wo sie die Grundzüge ihrer Organisation regelt (§ 6 Abs. 1 GG), und ein Controlling-System aufzubauen (§ 5 GG). Im Rahmen des Erlasses der Gemeindeordnung hat jede Gemeinde grundsätzliche Überlegungen zur Organisation und zum Controlling-System zu machen, die Rechte der Stimmberechtigten zu regeln und diese Bestimmungen, angepasst auf ihre Verhältnisse, in der Gemeindeordnung festzulegen. Für den Erlass der Gemeindeordnung bzw. zur Anpassung ihrer bisherigen Gemeindeordnung wird daher den Gemeinden eine Frist bis 1. Januar 2008 eingeräumt (§ 110 Abs. 1 GG). Solange die Gemeindeordnung nicht in Kraft ist, gelten die organisationsrechtlichen Bestimmungen des bisherigen Gemeindegesetzes vom 9. Oktober 1962. So tritt beispielsweise die Ausgestaltung der Kontroll- und Steuerungsinstanzen, wie sie auf Seite 5 f. dargestellt worden ist, erst in Kraft, wenn die Gemeinde über eine Gemeindeordnung verfügt. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten daher die Bestimmungen des bisherigen Gemeindegesetzes zur Stellung der Rechnungskommission und ihren Aufgaben.

Die Bestimmungen des Gemeindegesetzes, die den Finanzhaushalt betreffen (§§ 69 – 98 GG), treten dagegen sofort in Kraft (§ 110 Abs. 3 GG), sofern das Gesetz keine Ausnahmen vorsieht. So sind beispielsweise die Grundsätze des Kreditwesens des neuen Gemeindegesetzes ab 1. Januar 2005 massgebend. Auch das System mit den Finanzkennzahlen tritt am 1. Januar 2005 in Kraft, unabhängig davon, ob die Gemeinde schon ihre Gemeindeordnung erlassen oder an das neue Gemeindegesetz angepasst hat. Für die Einführung der Anlagebuchhaltung und des Kostenausweises wird den Gemeinden eine Übergangsfrist bis spätestens 1. Januar 2009 eingeräumt (§ 114 GG).

5. Schluss

Zusammenfassend lässt das neue Gemeindegesetz den einzelnen Gemeinden grossen Handlungs- und Gestaltungsspielraum bei der Ausgestaltung der gemeindeeigenen Organisation. Der Grosse Rat hat zudem den Kanton mit einer Motion beauftragt, die Zuständigkeiten für Gemeinden in sämtlichen Spezialgesetzen offener zu formulieren. Die Gemeinden sollen Aufgaben, die in einem kantonalen Spezialgesetz einem bestimmten Organ der Gemeinde übertragen werden, unter Wahrung der Gesamtverantwortung einem andern kommunalen Organ zur Ausführung übertragen können. Nach der Umsetzung dieser Motion wird den Gemeinden somit noch grössere Organisationsautonomie eingeräumt werden. Die Gemeinden erhalten dadurch die Chance, die für ihre Verhältnisse und Grösse angepasste Lösung in einer eigenen Gemeindeordnung zu treffen, die sie gemäss Gemeindegesetz bis 1. Januar 2008 zu erlassen haben. 
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